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Rechtsposition der Kırche Keine Wertfrage?
Fragen Z den Fra  Jjonsvorsitzenden der F.D olfgang Mischnick

HK Herr Mischnick, die Freien Demokraten haben auf einer solıden verfassungsrechtlichen Verankerung des Mıt-
ıhrem Hamburger Parteitag heftigen Widerstandes wirkens der Kirchen in der Oftentlichkeit tatsächlich
1n der Parteı mMiıt großer Mehrheiıit Thesen verabschiedet, gefährdet? der hätte ıne ıberale Parteı1 1mM Blick auf
die auf une radıkale Revısıon des Verhältnisses VO  ; Kirche die Machtverfilzungen zwischen den gesellschaftlichen
und Staat abzielen. War dies Dampf Aaus dem Kessel der Gruppen un 7zwiıschen diesen un! dem Staat nıcht VOIL-

Jungdemokraten, für den die Parte1i eın allzu gefährliches dringlichere Aufgaben? Sınd die Jetzt erkennbaren Be-
Ventil öffnete, oder 11l sıch die F.D als Parteı CN- mühungen ıne kritische Haltung gegenüber einem
kirchlicher Strömungen profilieren? fortdauernden Machtzuwachs der Gewerkschaften (etwa

auch über das Vehikel Mitbestimmung) nıcht bereits als
Mischnick: Dıie F.D hat aufgrund verschiedener An- eın Eingeständnis dieser Sachlage werten”
trage AusSs Gliederungen der Parte1 und Aaus den Reihen
der Deutschen Jungdemokraten 1ın einem demokratischen Mischnick: Es z1bt für die F.D keinen Vorrang oder

Nachrang in Problemstellungen. Was die GewerkschattenVertahren die Thesen 1n ınem Zeitraum VO  3 11/2 Jahren
innerhalb auch aut Landesparteitagen und Kreisparte1- angeht, wırd s1e sıch bei grundsätzlıcher Bejahung des

un: außerhalb der Parte1 urchdiskutiert. Daran Gewerkschaftsgedankens dort wıdersetzen, Aaus der
haben sıch iınsbesondere Parteimitglieder beteiligt, die CN genutzten Koalitionsfreiheit Unfreiheit entsteht. ber die
Nıt der Kıirche verbunden Sil’hd, W 1e€e die Synodalen 1se- Stellung der Verbände in unNnseIrer parlamentarischen

Demokratie 1St 1n der F.D ebentalls schon oft und AUS-lotte Funcke un: Uwe Ronneburger. Es geht nıcht
Kirchenfeindlichkeit, denn W as die Thesen wollen, wırd 1n ührlich diskutiert worden. Ob un Ww1e sıch diese Diskus-
tast allen Ländern Europas und Amerikas praktizıiert. S10N Thesen verdichten wiırd, kann ich ZUur eıt noch

nıcht abschließend beurteilen.
Obwohl gerade in den etzten Wochen Aaus manchen

Kommentaren herauszuhören WAar, INa  — ware in Hamburg Die Kirchen VOTLT allem die protestantischen
besser beraten SCWESCNH, hätte die Parteı anstelle des Kır- interpretieren die Kirchenthesen als Versuch, die Volks-
chen- eın sachdienlıches Gewerkschaftspapier verabschiedet, kırche abzuschaften. Seitens Ihrer Parteı wırd ZWAar ımmer
hat U: Generalsekretär Bangemann erklärt, InNnan wolle wıieder ZESAZT, In  w wolle NUuUr ıne Entflechtung und
bzw solle 1U  ; die Thesen auch „offensiv“ vertreten, un: einen Abbau gegenseıitiger Bindungen. Lauten aber For-
Ihre Berliner Parteifreunde haben Stücke daraus ın ıhr derungen, W 1e die nach Abschaftung sakraler Symbole, die
Wahlkampfprogramm aufgenommen. Wıe oll ıne solche generelle Ablehnung VO  3 Konkordaten un!' Kirchenver-
Oftensive aussehen? tragen nıcht doch auf Strangulierung der öffentlichen Präa-

SCNZ der Kiırchen und auf ıne strikte Privatisierung reli-
Mischnick: Dıie FE.D hat nıcht die Absicht, die Thesen 71ÖS motivierter und VO  3 den Kirchen getragener Aktivı-
1n eiınem zusammenhängenden Gesetzentwurt ın K  urze  - taten hinaus?
parlamentariısch vorzulegen. Das geht schon eshalb nıcht,
weıl sıch teilweise Landesrecht, teilweise Bundes- Mischnick: Es 1St schwer definieren, W as Volkskirche
recht handelt. uch sehen dıe Thesen selbst Gespräche 1St Jedenfalls werden durch ıne Verwirklichung der
un längere Übergänge VOVT. Doch wird sıch die FE.D F.D.P.-Thesen die Kirchen nıcht Aaus iıhrem öffentlichen
den Diskussionen, die nıcht zuletzt seıtens kirchlicher Wirken verdrängt. Gerade die FE.D 1St darum be-
Gruppen un: Gemeinden gesucht werden, often stellen. müht, für die gesellschaftlichen Kräfte ohne Staatsbindung
Dabe: lıegt uns nıcht emotionalen Strömungen für oder genügend Wirkungsräume schaften un erhalten.

die Thesen, sondern eiınem sachlichen Gespräch. Wıe weıt S$1e ZeNUTZT werden, liegt be1 den Kirchen. Weder
der Status der Körperschaft des Ööfftentlichen Rechts noch
staatlıcher Kırchensteuereinzug oder Konkordate sind

„Wieweit Wirkungsräume genutzt datür notwendig. ber darüber wollen und werden WIr
werden, liegt bei den Kirchen  Cn mi1t den Kirchen weıter sprechen.

Nach der Präambel ZU Kirchenpapier 1St das „Zıel Gegenüber den ursprünglıchen Forderungen der
lıberaler Politik die Sıcherung un Erweıterung der Yel- Jungdemokraten, die kirchlichen Träger in der Bildungs-,
heit“. Sehen Sıe die Freiheit des Bürgers durch partner- Beratungs- un: Sozialarbeit durch Staat und Kommunen
schaftliches Zusammenwirken VO:  S Staat und Kirche be1i praktisch auszuschalten, äft das 1n Hamburg verabschie-
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dete Papıer für die freien Träger mehr Spielraum. Den- relig1öse Faktor selbst mißverstanden wird? Hat für Sıe
noch wırd INa  - den Verdacht nıcht los, INa  - betreibe gC- Religion keine OÖftentlichkeitsbedeutung, bzw 1St diese
zielt den Abbau VO  ; Eınriıchtungen iın treier (kirchlicher) konkret auf Nsere Sıtuation bezogen, das Christen-
Trägerschaft. Ist das 1n einer Zeıt, der staatlıche tum für den Liberalen kein sinnstiftender un: VO  -

Zwang für den einzelnen engmaschiger wird un: zugleich daher gesellschaftstragender Wert?
der Einflufß gesellschaftlicher Großverbände wächst, noch
ıberale Strategıie? Paflßr dıes nıcht besser in sozialıstische Mischnick: Da die Prämıisse nıcht stımmt, stiımmen auch
oder asch WIr in sozialdemokratische Traditionen? die Folgerungen nıcht. Dıie Bedeutung der Kır-

chen 1n iıhrer Aussage über den Sınn des Lebens, ıhre
Mischnick: Der Eindruck 1St falsch Die FE.D ordert den Gemeinschaftsbezogenheit un OÖftentlichkeitsbedeutung
Gleichrang VO]  - öftentlicher und freier Tätigkeit 1mM arı- werden durch die Thesen weder in rage gestellt noch

verkürzt. Nur 1St nıcht Aufgabe des Staates, der deratıven Raum, W1e auch VO  - der CD  S in ıhren Jugend-
politischen Leıitsätzen wiıird. Zusätzlich formu- Staat aller Bürger auch der Nıchtchristen ISt, diese
liert die E.D den Anspruch auf sachgerechte Zuschüsse OÖffentlichkeitswirkung miıt Staatsautorität durch Staats-
der öftentlichen and die Träger tfür ıhre karıtatıve maßnahmen vollziehen oder sıchern.
Arbeit.

Umgekehrt gefragt, wiıird das Prinzıp der Trennung ‚Weder eine cnhnrisüche noch eiıne
zwıschen Kırche und Staat un: dıe weltanschauliche Neu- atheistische ideologische OSIUO  ß
tralıtätspflicht des Staates nıcht überstrapazıiert, Wenn

keinerlei gegenseıtige Durchdringung staatliıch-Sftentlicher Dıie Fassung der Thesen durch die VO Bundes-Zuständigkeiten un: relig1ös-kırchlicher FEinflüsse gedul- vorstand eingesetzte Ommıssıon dem Vorsıtz VO  3det wird? Und wırd nıcht die Sozialnatur des Menschen Liselotte Funcke torderte die Abschaffung des Religions-vergewaltigt, Wenn Religion Z bloßen Privatsache C1I- unterrichts als ordentliches Lehrfach 1n den Schulen. Inklärt un: Kırchen Interessengruppen gleichgestellt wWer-

den? Steckt dahinter nıcht eın frühliberaler Individualıis-
der Endfassung scheinen Sıe den gegenwärtıigen Vertas-
sungstatbestand respektieren bzw nıcht unmıiıttelbar

INUS, der der Verflochtenheit heutiger Gesellschaften über= andern wollen. Zugleich aber ordern Sıe die rel1g1Ööshaupt nıcht gerecht wırd? neutrale Gemeinschaftsschule als Regelschule. Sehen Sıe
also 1m erzieherischen Einfluß des Christentums autf SchuleMischnick: Aus den Thesen annn nıcht dıe aufgabe-

mäfßige Trennung VO Kirche un: Staat herausgelesen
un: Bıldung ıne ıllegıtime Einmischung der Kirchen, die
sıch mıiıt dem Neutralitätsgebot für den Staat nıcht Ver-

werden, sondern NUur die organisatorische un: finanzıelle. tragt?Die Wirksamkeit in der Gesellschaft wird nıcht berührt,
daß die Religion ıhre gesellschaftsbezogene Dımension Mischnick: Wenn der Staat Schulpflicht eintührt und da-

behält. mMIiıt alle Kınder miıt unterschiedlichem relig1ösem Bekennt-
N1Ss in ıne Schule zusammenführt, MUuU diese Schule nach

Aufgabenmäßige Trennung VO  } Staat und Kırche den Grundsätzen der Glaubens- un Gewissensfreiheit
setzen WIr OTAaus. ber Nsere rage WAafr, ob hinter dem 1m allgemeinen Unterricht konfessionsneutral seın Doch
F.D.P.-Konzept nıcht ıne eın privatıstische Auffassung sollen die Fragen nach dem Sınn des Lebens nıcht AaUS-
VO den Aufgaben der Kirche und VO  . Religion steckt geklammert werden. Darum hat der F.D.P.-Parteitag

übrigens auf nachdrückliche Empftehlung VO  - Liselotte
Mischnick: Neın. Kırche hat VO  3 iıhrer Aufgabe her Funcke sıch tür den Religionsunterricht einerseıts, wıe
mıiıt Einzelmenschen, Gruppen und mıiıt der Gesellschaft für einen konfessionell neutralen Religionskundeunter-
tun. Darın werden gerade Liberale S$1e nıcht behindern. richt nach Wahl der Schüler un iıhrer Eltern als ordent-
Der ıberale Staat stellt keinen Absolutheitsanspruch für liches Lehrfach andererseıts, eingesetzt.
se1ın Wırken 1n der Oftentlichkeit auf. ber die Kırchen
meınen, acht und Eıinflufß über die Gesamtgesellschaft Müßte ıne ıberale Parte1i ın der heutigen Sıtuation
beanspruchen können, mMuUu: der liıberale Staat Gren- iın welcher Ferne oder ähe Mitglieder un: Strategıe
zen setzen. Nach meiınem Verständnıis 111 dıe christliche der Parteı den Kırchen sıch auch befinden nıcht eigent-

lich eın Interesse einer stärker auch 1n die Oftentlich-Botschaft als Angebot verstanden se1n ıhre Wirksam-
keit für dıe Gesellschaft wırd sıch dem rad des Enga- keit hıineinwirkenden moralischen Autorität der Kirche
SEMENTS der Christen für Kırche und Gesellschaft erweısen. haben? der 1sSt 1a  ; iın Ihrer Parteı der Meınung, „kriti-

sche Vernunft“ als „1deologische Position“ reiche bereits
Wenn Sıe ıne solche trühliberale-individualistische AUuUs, ıne Recht in vielen Pluralismen ebende

Deutung ablehnen, muß INan dann nıcht ZU Schluß Gesellschaft VOL Radikalisierung un: Zertall in Interessen-
kommen, daßß, eiınmal sehr allgemein Sasch, der gegensatze bewahren?
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Mischnick: Dıie moralische raft un: Wırkungsmöglich- Mischnick: Dıie Unabhängigkeit der Kırchen wırd nıcht
keit des Christentums ISt nıcht VO  $ der Rechtstorm der durch die Rechtsftorm der Körperschaft des öftentlichen
Kırchen oder VO  ; organıisatorischen un: finanzıellen Ver- Rechts gesichert. Sowohl Hıtler wıe 1n der DDR
schränkungen mıt dem Staat abhängig. Dıie Liberalen hatten und haben die Kirchen öftentlich-rechtlichen Sta-
haben se1it Jahrhunderten den Grundsatz der Religions- LUus Es könnte jedoch ıne Abhängigkeit der Kirche 1n der
freiheit verfochten, weıl sS1e der Auffassung sınd, dafß eli- Rechtsform der öftentlich-rechtlichen Körperschaft dann
102 oder relig1öse Forderungen nıcht VO Mehrheiten entstehen, WEn der Staat einmal, sıch die Kirchen
verbindliıch gemacht werden können. Sıe haben als polı- gefügig machen, droht, VO  - einem Tag autf den andern
tische Parteıi daher weder ine christliche noch ıne atheist1i- ohne ANSCIMNCSSCNCS Verbandsrecht un ohne Überleitung

ihnen den öftentlich-rechrtlichen Status entziehen.sche „ideologische Position“. Die Kırchen in Amerika
machen deutlıch, dafß ıhre ethischen Forderungen bei den
Christen 1mM täglıchen Leben weiterhin verbindlichere Wır reden VO demokratischen Staat Da 1n einer
raft haben als bei uns. Dıktatur ede Rechtstorm mißbraucht werden kann, wırd

nıemand bestreiten. Warum aber das System öftentlich-
Die Stellung der Kiırchen als öftentlich-rechtliche rechtlicher Status ändern, wenn sıch kaum ZU Nachteil

Körperschaften 1St zugegebenermaßen weder unverzıcht- beider, also Staat und Kirche, ewährt hat, wenıgstens
ebenso ewährt hat WwW1e das amerıkanısche, aut das sS$1e alsbarer Bestandteil einer demokratischen Verfassung noch

das notwendige Ergebnis des dogmatischen Selbstver- Alternative verweısen. Nur eines chemisch reinen
ständnisses der Kırchen. ber eın eigenes Verbandsrecht, Verständnisses VO  a Unabhängigkeıt bzw Trennung?
das die Kirchen rechtlich aut dieselbe Stute miıt Sportbund,
1G-Mectall und Bauernverband tellt? Zeugt das nıcht doch Mischnick: Das Urteil des Bremer Staatsgerichtshofs, nach
VO  3 der Unfähigkeit des polıtischen Liberalismus, Kiırche dem Pfarrer und kiırchliche Beamte nıcht eintach pens10-
als institutionalisierte Religiosität polıtısch und rechtlich nıert werden dürfen WI1Ie Staatsbeamte, wenn S1e in ein

würdıgen? ber davon abgesehen: Wıiıe soll ein solches Parlament gewählt werden, macht deutlich, welches MifS-
Verbandsrecht aussehen? verständnıis entstehen kann, WEn öftentliches Recht ohne

weıteres auf Bereiche übertragen wiırd, ın denen keineMischnick: Sie Sa  Q  € selbst, dafß der Rechtsstatus nıcht
zwıngend ist; 1st ıne rage diesseitiger Regelung. In staatlıchen Hoheitsfunktionen wahrgenommen werden.

Ofentliches Wırken bedarf nıcht der Rechtstormen desallen Staaten der Erde bewegen sıch die Kirchen 1n Rechts-
formen, die 1M weltlichen Bereich üblich sind. Ob die öftentlichen Rechts Man möchte daher SCIN diıe Gegen-

frage stellen, WAalTUu die Kirche diese Rechtstorm der u1l-Kirche die gleiche Rechtsform hat WwW1e die Allgemeıine echten Körperschaft des öftentlichen Rechts verteidigt,Ortskrankenkasse, das Fernsehen, die Handwerkskammer
oder eın Wasserverband (alles Körperschaften des Ööftent- WEn andere geeignete Formen entwickelt werden. Dıie

FE.D betont ausdrücklıch, da{fß S$1e in einem uCcImil Ver-lichen Rechts) oder der Bauernverband (privates Recht)
scheint mMI1r keine Wertfrage sein. Würde un: Auftrag bandsrecht ‚rel1g1Öös und weltanschaulich bedingte Beson-

der Kıirche bedürten nıcht einer bestimmten Rechtsform, derheiten“ berücksichtigt sehen 111
sıch auszuwelsen.

Eın Verbandsrecht mu{fß den Gegebenheiten VO  3

Grofßverbänden mMIiIt öftentlicher Wirksamkeit gegenüber „In innerkirchliche Angelegenheiten
Vereinen mit Mitgliederinteressen Rechnung tragen und greifen die Thesen NIC| eın  &6
zugleich die Aussage der FE.D die „relig1ös
und weltanschaulich bedingten Besonderheiten erücksich- Eın häufig VO' F.D.P.-Politikern gehörtes Motto
tigen“. Gerade weiıl WIr über mögliche LCUC rechtliche 1st die Beteuerung, die Thesen richteten sıch überhaupt
Formen tür die Kirchen mıiıt den Kirchen sprechen wollen, nıcht die Kirche, schon Sar nıcht solle ıhr Wiırkungs-
haben WIr dafür noch eın fertiges Konzept vorgelegt. Aun verkleinert werden. Es gehe allein die Lösung

finanzıeller, organisatorischer un: rechtlicher Verknüp-
Da ohl Übereinstimmung besteht, da{ß die Kiırchen, fungen, die 1mM Interesse beider Seiten selen. Dıie indirekte

da S$1e keine staatlichen Hoheitsfunktionen ausüben, nıcht staatlıche Reglementierung der Taufe, W1e€e s$1e noch das
mMıiıt allen öffentlich-rechtlichen Körperschaften über eiınen Kirchenpapier der Jungdemokraten vorsah, oder die Ver-
Leıisten geschlagen werden können, könnte INa  = Ja auch ordnung eines eigenen Rechtsaktes, damıt die Kirchenmit-
anders tormulieren: Die Kirchen siınd ZWAaT, da S1e keine gliedschaft für den Bereich des staatlıchen Rechts wirksam
staatlichen Hoheitsfunktionen ausüben, nıcht M1t anderen wiırd, W1e noch der Entwurt der Kirchenkommission
öftentlich-rechtlichen Körperschaften gleichzusetzen, aber torderte, 1St ohl a2um 1mM Interesse gyegenseıtiger nab-
auf rund der Bedeutung des gesellschaftlichen Wirkens hängigkeıt, und welche Interessen kann der Staat (beıi aller
der Religionsgemeinschaften un ZUr Siıcherung iıhrer Un- innerkirchlichen Problematik der Kırchensteuer) der
abhängigkeit 1St der öffentlich-rechtliche Status AaNSCIMCS- Aufkündigung des staatlichen Eınzugs der Kirchensteuer
sen. Was sollte Liberale hindern, dem zuzustimmen? haben, wWenn erwıesen iSt, daß ein Gutteil (manche
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un: Zustand un: Lebensgesetz kırchlicher Reformgruppenbis 60 0/0) des Kirchensteueraufkommens sozial

wirksam, also für soziale Belange 1m weıtesten Sınn VOI- (wenn nıcht der Christen insgesamt) einmal den
wendet wird? Der Bundeskanzler hat sıch dieser rage gemeınsamen Hut „kleine Herde“ gebracht. Als dann die
Jüngst sehr „kirchlich“ geäiußert. Und Ihre Parteı selbst Antikırchenthesen der Jungdemokraten 1n Sıcht kamen,
hat zuletzt die Forderung der Jungdemokraten, die ohl konterte Flach entschieden: antıkırchlich se1 nıemals ıbe-
NUur konsequent Wal, anstelle der Kirchensteuer ıne Sozial- ral Dıies War die Zeıt, siıch wWw1e ein Gespräch
sSteuer (ın Söhe VO  —3 50 0/9 der gegenwärtıigen Kirchen- zwischen kirchlichen Gruppen un: politischem Liberalıis-
steuersatze) einzuführen, nıcht mehr aufgegriffen INUus$S entwickelte. Sucht INan jetzt NUr noch die Zustim-

ung des prinzıpiellen Kirchenkritikers (innerhalb und
Mischnick: Dıie rage nach der Tautfe 1St gegenstandslos.
Dıie FD sieht die Taufe als eın kirchliches Sakrament

außerhalb der Kırchen) oder 1St IMa  —$ einer kritischen
Aussprache Christentum un Liberalismus interessiert?

Aa das die Kırche als Eintritt ın die Glaubensgemeinschaft
versteht. Der Staat knüpft daran A sSOWeıt staatliche Mischnick: Wır suchen un: finden das Gespräch mıiıt
Wiıirkungen Aaus der Kirchenzugehörigkeıit nach geltendem allen Gruppen, auch un gerade in den Kirchen, und stel-
echt folgern. Da jedoch das Grundrecht der Glaubens- len test, da{fß die Meinungsbildung dort sehr differenziert
treiheit auch die negatıve Religionsfreiheit einschliefßt, 1St. Es x1bt nıcht ıne einzıge These, die nıcht auch VO  3
mu{(ß der Austrıitt gegenüber der weltlichen Institution engagıerten Christen un: keineswegs NULr VO! kriti-
Kiırche geklärt werden können. schen Außenseitern vertretifen Wll'd.
Das heutige Kirchensteuersystem, das die Lohn- un Die ursprünglıchen Jungdemokratenthesen damıt hatte
Einkommensteuer angelehnt 1St, äßt run: 30 9/0 der ar] ermann Flach zweıtellos recht in der
Kirchenmitglieder STeEeUEr- oder beitragsfrei, obwohl viele Tat kırchenfeindlich, die F.D.P.-Thesen sind CS nıcht.
VO ihnen, VO Lebensstandard her gesehen, einen -
SEMESSCHNCN Beıtrag zahlen könnten. Zudem zeıgt die Er- Wo sehen Sıe Verständnismöglichkeiten zwiıschen
tfahrung, daß Menschen eher bereit sind, tür erkennbar Ihrer Parte1 un: den Kırchen (auch mi1t der katholischen
sozjale Mafßnahmen eld geben, AaNSTAatt Kirchensteuer Kırche) über die größere oder geringere Tagesaktualität

zahlen, ohne wIssen, WOZU S1e verwendet wird. Es der Kirchenthesen hinaus? Lassen die teıls untergründigen,
1St daher keine bewiesene Behauptung, daß 1Ur durch den teils offtenen Auseinandersetzungen der letzten eıit (auch
staatlichen Kirchensteuereinzug die Sozialarbeit der Ge- be; der Retform des Abtreibungsparagraphen wurde 1mM
meıinden gesichert werden könnte. Anderwärts eisten die Blick auf die katholische Kirche nıcht gerade mi1t Florett
Kırchen soz1ıale und erzieherische Arbeit ohne staatlıch gefochten) überhaupt Chancen, geschichtliche un aktuelle
eingezogene Kirchensteuer. Belastungen zwiıschen Kırchen un: Liberalismus abzu-

bauen?
Ihre Parteifreunde weısen immer wıeder darauf hın,

und Kirchenmänner können dem nıcht Zzut widersprechen, Mischnick: Sınn des Gespräches miteinander 1St CS, test-
da{fß die Freien Demokraten Fragen 1mM Verhältnis VO  —$ zustellen, welche Verständigungsmöglichkeiten bestehen.
Kirche und Staat ansprechen, die auch iınnerkirchlich als Dıies wird 1ın der nächsten eIit geschehen. Ergebnisse wWer-

rage oder als Problem empfunden werden. ber 1st den nıcht VO  3 heute auf MOrgecnN erzjelt werden können.
Aufgabe eıner Parte1 (dazu noch einer lıberalen) inner- Unsere Kirchenthesen siınd Ja auch nıcht als kurzfristige
kirchliche Prozesse parteipolıtisch forciıeren? Überlegung gedacht, sondern als langfristige Gesprächs-

grundlage zwiıischen den Interessierten.
Mischnick: Es geht bei allen Thesen, die die FE.D autf-
gegriffen hat, solche, die iın der staatlıchen Verant- Dıie Kırche jedenfalls die Kirchen als Institutio-
wortung lıegen: Befreiung der Pfarrer VO Wehrdienst, 11C  a scheint den Interessierten nıcht gehören.staatlıch angestellte Ptarrer ın der Bundeswehr un: 1n Wer sollen dann die Gesprächspartner sein?
Gefängnissen, Befragung nach der Religionszugehörigkeit
bei den Einwohnermeldeämtern, Kreuz 1mM Gerichtssaal, Mischnick: Die FE.D 1st bereit, mi1t jedem sprechen,
Kirchensteuergesetz, das Arbeitgeber ZWIingt, die Kirchen- der sıch ernsthaft mM1t den angesprochenen Fragen beschäf-
steuer einzuziehen, Staatsverträge USW. tigt. Sıe hat sıch noch keinem Gespräch mi1t der Institution
Wenn der Bundesverfassungsgerichtshof bereits zweımal Kiırche.ber die Thesen 1St mıiıt Kirchenleitungen,
testgestellt hat, da{ß bestimmte Regelungen 1mM Kirchen- Gemeıinden, kirchlichen Organısatiıonen, katholischen Or-
steuerrecht mMIıt der Verfassung nıcht vereinbar sınd, 1St den, Theologischen Fakultäten, Einzelvertretern der Theo-
der Politiker dafür verantworrtlich. In iınnerkirchliche An- logıe 1m In- un: Ausland un auch mı1t kirchlichen and-
gelegenheiten, die allein 1ın der Verantwortung der Kirche SIupPpCNH gesprochen worden. Es WAar erkennen, daß
lıegen, greifen die Thesen nıcht ein. jede der 13 Thesen Wiıderhall 1n kirchlichen Gruppen fin-

det, wWenn auch 1n unterschiedlicher Zusammensetzung.
arl Hermann Flach hat, als schon Generalsekre- Das xibt uns die Überzeugung, da{f die F.D Fragen

tar Ihrer Parteı Wal, Zustand und Lebensgesetz Ihrer Parteı gesprochen hat, die das Gespräch lohnen.


